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Pressemitteilung

Aufgrund der verzerrenden und größtenteils uaantreffe,nden Damtellungen des hessischen Ministeriums der
Justiz (MdJ), sehen sich die Teilnehmer am Hungerstreik in der Zweiganstalt Weiterstadt veranlasst,
folgende Richtigstellungen vorannehmen, die in der weiteren Berichterstattung zu berücksichtigen sind:

Der Hungerstreik hat tatsäichlich am 2A,AL.2A14 mit 12 a*:tiven Teilnehmem begonnen, noch einmal soviele
haben sich mit ihrer Unterschrift solidarisch eftlärg können sich aus verschiede,nen, insbesondere medizini-
schen Crründen (Diabetes, Herryrobieme, fIfV, starke Medikamente, die mit Nahnrng eingenommen werdesr
müssemi nicht aktiv beteiligen, hab€o sich aberhinter die Forderungen rrrrserer gemeirsamen Aktioa gestellr

Zu diesen gemeinsamen Fordertrngen gehörten nie die vom MdJ ge,narmten Suick- und Häkelnadeln, von
denen zunZrltlrylrumkt der Durchsuctrung nach unserem Kenntnisstand überhaupt keire im Besia der
Verwahrten waten und die somit auch nicht herausgenommen worden sein konnten, Die nun populistisch
hochgespielten entnonrmenen DVDs waren nicht ntr samt rmd sonders legalen krhaltes, sondäm wurdeo
durch Yerninlung der Anstalt offiziell erworben und sogar mit Sieegln ve,rsehsr und als Besitz eingetra,gen.

Zu dieser geoe,rellen Durchsuchung särntlicher Hafträume aller Uotergebrachten ist zweie,rlei festanstellen:
Das entscheidende und vom Justizministe,tium unt€rschlagene Ergebnis der Durchsuchung war, dass keine
illcgalen Gegemstände wie Waffen, Drogen oder Handys gefunden worden sind. Somit isadas einztglllegale
die generelle Durehsuchung aller Hafträume ohne konkreten Anfangsverdacht in irgardeinem EinzeEafl.

Diese Durchsuchung vom 7.1,.20 t4 war auch weder der Crrund noch der Ausltiser für unseren gemeinsamen
Hungerstreik, weshalb sie auch in unserem Forderuagskatalog, ds dem lustizministerium seit dem
17.1.2014 bekannt ist, nieht angeführt isr Bei den Angaben des Ministeriums, dass ihm keine konl«eten
Informationen üb€r Beginn oder Anzatrl der Teilnehmen des Hungasteiks und deren Forderungen vorlägen,
handelt es sich somit um gezielte falschioformatioaecr ar Irrefühnrng der Bevölkerung. Zudem wurde das
Ministerium be,reis am Montag, de 20.L.2A14, vom diensthabmden-Abteilungsleiter tben d* tatsächlichen
Begit* und die Anzahl der aktiv Teilnehmenden offiziell ia Kenntnis gesetzt.

Entschieden €,ntgegengetretea werder muss insbesondere der generalisierten Betratrptung des
Justizministeriums über die Untsgebracht€n der ZwAWeiterstadt, hier häue man es nur-mit nverufieilten

Vergewaltigem und Totschlägern zu turr," (s. FR, 21.L.20L4) Wah ist, dass hier selbst Menschen wie Frank
S. untergebracht siad, der lediglich wegen dreier Einbrüche arrSV veruteilt unrde und der in seiner
gesamten iriminellen Karrise niemals jemanden verleta hat

Zur Behauptung ds Minist€rftms über unsere "andauemde CrefäMiehkeit' (eM.) wird auf die bekannten
Sardien z.B. von AIex und Feites, Kinzig und andere verilies@, woaach e*ta90% de,r Gutachten bezüglich
der vorgeblichem Gefährlictrkeit von Sichenrngsverwahrten nachweislictr falsch sind. Auch die Crebrüder
Leygraf bestätigen dreses Ergebnis durch ihre Studie und sprechen im Spiegel unzweidzutig von Gefähr-
lichkeit als Konstrulc In ltlirklichkeit gilt nach Norbert Leygraf für §icherungsverwahrte: trTatsächlich

werden sie dzutlich seltenerrücldällig als gewöhnliche Strafentlasse,ne." @enSpiegel,24f20l3,S. 42)

Da alle diese Zahlen und Erftenntnisse dem Justizrrinisterium genauestens bekannt sind, handelt es sich bei
ihren Falschbehauptungen um reiae Stimmungsmaclre und Hetze, die belegt, welcher Geist oder Ungeist
auch nach dem Regierungswectrsel im hessischen Justizministerium noch lienscht. Dies macht die -
Berechtigung unserer llaupforderung nach einem Zuständigkeitswechsel - weg yom Ju"*izministerium hin
zum Sozialministerium - jedem tmbefangenen Beobacht€r nachvollzie*rbar. Da-wir uns nicht länger für
durchsichtige populistische Zwecke insrnrmeotalisieren lassen wollen, sahen wir uns gezwungen, gegen den
Sprecher dm hessischm Justizministeriums, Dr. Hans Liedel, Strafanträige wegen des Verdacfits der 

-

Verleumdung und Volksvshetang zu stellen (s. Muster in Adage). Beztiglich der tbemahme dieser
falschen Informationen drrrch die kesse wird die Voöffentlichmg einer Richtigstellung ersrafiet und {'orerst
auf presserechtliche §chriue verzichter Ftrr Rückfragen wird auf die Iatemetseite des Kreisve*tandes der
Partei'Die Linke', Darrnstadt vemviesen. Einzelne Teilnehmer sowie Unterstützerdes llungerstreiks stehen
auch f[ir weitergehende Gespräctre, Interviews etc. selbstväständlictr arr Verfügung.

Die §ichenrngsverwahrten


